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Die aktuelle politische und gesellschaftliche Lage in Deutschland ist geprägt von einem allgemei-

nen Rechtsruck, der unter anderem durch den Aufstieg der rechtskonservativen Partei AfD sowie

durch eine allgemeine Verschiebung des medialen und parteipolitischen Diskurses nach rechts

sichtbar wird. Dies stellt eine demokratiegefährdende Entwicklung dar und wirft für die Soziale Ar-

beit die Frage nach einer politischen Positionierung auf. Dazu bezieht der DBSH folgende Stellung:

Nicht erst seit dem Einzug der rechtskonservativen Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) in

den Deutschen Bundestag (2016) und in die Landtage der deutschen Bundesländer werden demo-

kratische Strukturen in Deutschland immer wieder von Vertreter*innen rechtskonservativer und

rechtspopulistischer Haltungen hinterfragt. Mit dem Versuch, Anliegen und Maßnahmen zu delegi-

timieren,  wird  politische  Neutralität  von  Vereinen,  Medienerzeugnissen  und  auch  von

Vertreter*innen und Angeboten der Sozialen Arbeit gefordert. „Politische Neutralität“ bedeutet in

der Logik dieser Akteur*innen das grundsätzliche Unterlassen von politischen Äußerungen, des

Eintretens für spezifische Bevölkerungsgruppen und den Verzicht auf die Einnahme einer Haltung

zu bestimmten Themen.

Währenddessen nimmt die AfD in ihrem Programm einige kontroverse Positionen ein, insbesonde-

re in Bezug auf den Islam und die Zuwanderung, sowie die Legitimität von Sozialleistungen. Diese 

Positionierungen sind nicht mit der Berufsethik Sozialer Arbeit, sowie ihrer starken Orientierung 

an den Menschenrechten und einer freiheitlich-demokratischen Ordnung vereinbar.

Wir möchten betonen, dass politische Neutralität nicht bedeutet, sich gegenüber Parteien oder 

politischen Richtungen ausschließlich neutral zu zeigen, keine Haltung einzunehmen oder sich 

nicht zum politischen Geschehen zu äußern. Stattdessen bedeutet politische Neutralität für die So-

ziale Arbeit Meinungsbildung in den Grenzen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu 

fördern, jedoch bei Gefährdung dieser Grundwerte für diese einzutreten. Soziale Arbeit hat die-

Aufgabe, gesellschaftliche Verhältnisse zu hinterfragen und sozialpolitische Forderungen nach ge-

rechten Verhältnissen zu stellen.
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Weiter müssen politische Rahmenbedingungen, von welchen die Soziale Arbeit abhängig ist, fort-

während kritisch reflektiert und bei unzumutbaren Entwicklungen auch Widerstand geleistet wer-

den. Der Blick auf den Nationalsozialismus und dessen Einbindung Sozialer Arbeit verdeutlicht ei-

nerseits die Abhängigkeit von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und andererseits die Wich-

tigkeit einer kritischen Auseinandersetzung mit politischen und vor allem demokratiegefährden-

den Entwicklungen (Schäfer, 2023, S.21f.).

Die allgemein gültige internationale Definition der Sozialen Arbeit betont die Förderung von sozia-

len Veränderungen, sozialen Entwicklungen und den sozialen Zusammenhalt. Dabei stützt sich die 

Profession auf die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit, Menschenrechte, gemeinsame Verant-

wortung und die Achtung der Vielfalt. Diese Werte bilden die Grundlage unserer Arbeit. Wir haben

als Fachkräfte eine (berufs)ethische Verantwortung, uns gegen jede Form von Diskriminierung, 

Rassismus und demokratiefeindlichen Ideologien zu stellen. Unsere Grundsätze verpflichten uns 

dazu, uns mit denjenigen zu solidarisieren, die soziale Unterstützung brauchen. In diesem Sinne 

unterstützen wir Adressat*innen auch ihre eigene Stimme zu erheben.

Kontakt zum Landesvorstand Bayern: vorsitzende@dbsh-bayern.de
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